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(2) Die Darlehnsfrist ist übereinstimmend mit den 
im • Darlehnsvertrag vereinbarten Produktions- und 
Lagerzeiten der wirtschaftlichen Lose bzw. bis zu 
einer Planänderung und erhöhten Umlaufmittelaus­
stattung — längstens bis zum Ende des Planjahres 
bzw. bis zum Inkrafttreten der neuen Pläne — fest­
zulegen.

Sonderdarlchei« auf Grund von Planabweichungen

§ 3 e
(1) Sonderdarlehen für Überplanbestände infolge 

von Verstößen gegen die planmäßige Bestandshaltung 
können auf der Grundlage von Finanzierungsplänen 
zur Finanzierung zeitweilig vorhandener Überplan­
bestände an Material, an unvollendeten Erzeugnissen 
oder Leistungen und an Fertigerzeugnissen, die aus 
Verstößen gegen die planmäßige Bestandshaltung 
resultieren, gewährt werden, wenn die Betriebe im 
Darlehnsantrag nachweisen, daß die Überplan­
bestände für ihre Produktion benötigt werden oder 
deren Absatz gesichert ist.

(2) Vor der Gewährung von Sonderdarlehen hat 
sich die Bank an Hand der Nachweise der Betriebe 
davon zu überzeugen, daß die Betriebe die Überplan­
bestände an Material, Zulieferteilen, unvollendeten 
Erzeugnissen und Fertigerzeugnissen dem nach den 
gesetzlichen Bestimmungen zuständigen Organ ge­
meldet haben. Die Entscheidung dieses Organs ist der 
Bank unverzüglich nach Eingang vorzulegen. An 
Hand dieser Entscheidung ist zu überprüfen, ob die 
Voraussetzungen für die weitere Gewährung der Dar­
lehen noch gegeben sind.

(3) Bestände, die an andere Betriebe oder das zu­
ständige Versorgungsorgan abzugeben sind, werden 
nur dann durch Sonderdarlehen finanziert, wenn 
hierfür Absatzverträge vorliegen.

(4) Die Darlehnsfrist ist übereinstimmend mit dem 
im Darlehnsvertrag vereinbarten Abbau der Über­
planbestände an Material und unvollendeten Erzeug­
nissen oder Leistungen längstens für 6 Monate, an 
Fertigerzeugnissen längstens für 30 Tage festzu­
setzen. Die Bank ist berechtigt, in Ausnahmefällen 
längere Kreditfristen zu genehmigen.

(5) Stellt die Bank fest, daß Betriebe entgegen 
den gesetzlichen Bestimmungen der Verpflichtung 
zur Meldung ihrer Überplanbestände an das über­
geordnete Organ bzw. das zuständige Versorgungs­
organ nicht nachgekommen sind, so kann die Ge­
währung von neuen Sonderdarlehen gemäß Abs. 1 
solange verweigert werden, bis die Betriebe die Ab­
gabe der Meldung nachweisen.

§ 3t
U) Sonderdarlehen zur Akkreditiveröffnung können 

unmittelbar zur Eröffnung eines Warenakkreditivs 
gewährt werden. Als Darlehnsdeckung dienen das 
Guthaben aus dem noch nicht ausgenutzten Akkredi­
tiv und nach dessen Inanspruchnahme die unter­
wegs befindlichen Waren. 2

(2) Die Darlehnsfrist ist übereinstimmend mit der 
Laufzeit des Akkreditivs zuzüglich der Verrech­
nungsfrist festzusetzen. Wird das Akkreditiv vor 
Fristablauf in Anspruch genommen, so ist die Lauf­
zeit des Darlehens entsprechend zu kürzen

§ 3g
(1) Sonderdarlehen für Lohnzahlungen sind Betrie­

ben, die keine Vorzugsdarlehen erhalten können, bei 
Liquiditätsschwierigkeiten zur Zahlung von Brutto­
löhnen zu gewähren. Die Betriebsleiter haben die 
Betriebsgewerkschaftsleitungen über die finanziellen 
Schwierigkeiten und über die Beantragung der Son­
derdarlehen zu unterrichten.

(2) Die Darlehnsfrist ist längstens für 30 Tage fest­
zusetzen. Innerhalb dieser Frist ist insbesondere zu 
überprüfen, ob die Liquiditätsschwierigkeiten auf 
außerplanmäßige Verluste zurückzuführen sind und 
ob dafür die Gewährung von Liquiditätsdarlehen 
gemäß Verordnung vom 5. April 1958 über die Be­
handlung von Mindergewinnen bzw. außerplanmäßi­
gen Verlusten in der volkseigenen Wirtschaft und 
die Gewährung von Liquiditätsdarlehen an volks­
eigene Betriebe (GBl. I S. 313) möglich ist.“

§ 3
Bei Sonderdarlehen für Überplanbestände infolge von 

Verstößen gegen die planmäßige Bestandshaltung, die 
bereits vor Inkrafttreten dieser Anordnung gewährt 
wurden, ist der Bank nachzuweisen, daß die Meldung 
an das übergeordnete Organ bzw. das zuständige Ver­
sorgungsorgan erfolgt ist. Die Entscheidung ist der 
Bank nach Eingang vorzulegen. Die Bank setzt die Ge­
währung der Sonderdarlehen auf der Grundlage und 
unter der Voraussetzung der Durchführung dieser Ent­
scheidung fort.

§ 4
Der § 10 Abs. 3 wird gestrichen.

§ 5
Diese Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in 

Kraft.
Berlin, den 19. Januar 1959

Der Präsident der Deutschen Notenbank
Dr. M. S c h m i d t  *  §

Anordnung
über die Zentrale Untersuchungsstelle für Getreide­

lagerung und Umschlag.

Vom 28. Januar 1959
Im Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen 

wird folgendes angeordnet: .

§ 1
(1) Beim Staatssekretariat für Erfassung und Aufkauf 

landwirtschaftlicher Erzeugnisse wird eine Zentrale 
Untersuchungsstelle für Getreidelagerung und Umschlag 
gebildet. Ihr Sitz ist Magdeburg-Frohse.

(2) Die Zentrale Untersuchungsstelle für Getreide­
lagerung und Umschlag (nachstehend Untersuchungs­
stelle genannt) ist juristische Person. Sie ist dem Staats­
sekretariat für Erfassung und Aufkauf unterstellt.

§ 2
(1) Die Untersuchungsstelle arbeitet nach einem vom 

Staatssekretariat für Erfassung und Aufkauf bestätig­
ten Themenplan.

(2) Die Untersuchungsstelle hat wissenschaftliche 
Untersuchungen, insbesondere auf den folgenden Ge-


